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Als ein Staat Bank-
schließfächer und  
Tresore plünderte 

Diskussion um Rente und Pensionen

Versäumnisse der Politik 
nicht der Beamtenschaft 
ankreiden
Die Einlassungen vom NRW-
Minister für Arbeit, Gesundheit 
und Soziales, Karl-Josef Lau-
mann, in der Ausgabe der West-
deutschen Allgemeinen Zeitung 
(WAZ) vom 25. August 2025, 
bezüglich des Vergleichs von 
Beamtenpensionen mit der 
Rente, werden vom DBB NRW 
Beamtenbund und Tarifunion 
(DBB NRW) mit Befremden zur 
Kenntnis genommen und scharf 
zurückgewiesen.

Hierzu der 1. Vorsitzende des 
DBB NRW, Roland Staude: „Of-
fensichtlich hat sich Minister 
Laumann von der gegenwärti-
gen Diskussion über die Einbe-
ziehung der Beamtenschaft in 
die Rentenversicherung anste-
cken lassen. Laumanns Einlas-
sungen sind wenig hilfreich in 
der Findung eines gesamtge-
sellschaftlichen Konsenses. Wir 
sollten vielmehr zu einer Ver-
sachlichung des Diskurses zu-
rückkehren.“ Der DBB NRW ver-
weist darauf, dass Vertreter der 
Landesregierung in den letzten 
Wochen bereits ein klares Be-
kenntnis zur derzeitigen Ausge-
staltung des Berufsbeamten-
tums abgegeben haben. So 
hatte NRW-Finanzminister 
Dr. Marcus Optendrenk öffent-
lich kommuniziert, dass ange-
sichts einer stärker polarisierten 
Gesellschaft der Staat froh sein 

sollte, loyale Mitarbeiter zu 
haben.

Dieser Einschätzung schließt 
sich Roland Staude an: „Für die 
Gewährleistung unserer frei-
heitlich-demokratischen Grund-
ordnung ist das Berufsbeamten-
tum ein rechtsstaatlicher 
Stabilitätsanker. Angesichts der 
gegenwärtigen geopolitischen 
Entwicklungen müssen wir viel-
mehr über eine generelle Aus-
weitung der Verbeamtung über 
den hoheitlichen Bereich hinaus 
auf die Bereiche der kritischen 
Infrastruktur und der allgemei-
nen Daseinsvorsorge nachden-
ken. Diese Bereiche sollten 
streikfrei und überparteilich 
sein.“

Es war ein Versäumnis der Poli-
tik, seit dem Bundesversor-
gungsgesetz von 1957 nicht 
konsequent finanzielle Rückla-
gen gebildet zu haben, um eine 
angemessene finanzielle Absi-
cherung der heutigen Pensionen 
zu gewährleisten. Diese politi-
schen Verfehlungen holen uns 
heute ein. Auch der Vergleich 
mit dem österreichischen Mo-
dell hält Staude für wenig sach-
gerecht: „Der Beitragssatz zur 
österreichischen gesetzlichen 
Rentenversicherung beträgt ins-
gesamt 22,8 Prozent des Brutto-
gehalts und ist somit höher als 

der deutsche Beitrag von 
18,6 Prozent. Zudem beträgt die 
Anspruchsfrist in Österreich 15 
Jahre, wogegen in Deutschland 
bereits fünf Jahre für einen Leis-
tungsbezug ab dem 67. Lebens-
jahr ausreichen. Das ist von der 
Politik so gewollt. Für daraus re-
sultierende finanzielle Verwer-
fungen im deutschen Renten-
system nun die Beamtenschaft 
in Verantwortung zu nehmen, 
ist schon etwas fragwürdig“, so 
Staude.

Gerade die Beamtenschaft hat 
in den letzten Jahrzehnten nicht 
unerhebliche Beiträge zur Siche-
rung der Haushalte von Land 
und Kommunen geleistet, um 
die bisherigen finanzstrukturel-
len Versäumnisse der Politik zu 
kompensieren.

Nach Auffassung des DBB NRW 
dürfte landläufig inzwischen 
bekannt sein, dass die Heraus-
forderungen der deutschen So-
zialsysteme nicht durch die Ein-

beziehung der Beamtenschaft 
gelöst werden können, sondern 
nur durch echte Strukturrefor-
men. Roland Staude: „Wer heute 
einzahlt, ist morgen Bezieher.“ 
Als Vorschlag des DBB NRW soll-
te stattdessen die kapitalge-
deckte Rente forciert und das 
gegenwärtige Umlageverfahren 
entsprechend modifiziert wer-
den. Roland Staude: „Seit fast 
drei Jahrzehnten soll ein Drei-
Säulen-System aus gesetzlicher 
Rente, betrieblicher Altersver-
sorgung (bAV) und geförderter 
privater Altersvorsorge die Si-
cherung des Lebensstandards 
im Alter gewährleisten. Statt 
immer nur die erste Säule zu be-
trachten, sollten wir endlich die 
beiden anderen Säulen stärker 
in den Fokus rücken.“

Der DBB NRW erinnert zudem 
an die lebensphasengerechte 
Ausgestaltung der Beamtenbe-
soldung. Sollte nach Laumanns 
Ansicht eine Pensionskürzung 
zur Debatte stehen, würde so-

Roland Staude, 1. Vorsitzender des DBB NRW Beamtenbund und Tarifunion
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gleich das Thema verfassungs-
gemäße Alimentation relevant, 
welche eine Erhöhung der akti-
ven Besoldung während der Ar-
beitsphase vorsieht, damit die 
Beamtin oder der Beamte eine 
private Altersvorsorge treffen 
kann. Roland Staude: „Die Lan-
desregierung sollte erst einmal 
daran arbeiten, die Verfassungs-
mäßigkeit der Besoldung für die 
Jahre 2022 und die Folgejahre 
herzustellen.“ 

Zwar gab es in NRW zwei Son-
dervermögen, „Versorgungs-

rücklage“ (seit 1999) und den 
„Versorgungsfonds“ (seit 2006), 
diese wurden jedoch 2016 un-
ter Federführung von NRW-
Finanzminister Dr. Norbert 
Walter-Borjans durch das Pensi-
onsgesetz zu einem Pensions-
fond zusammengeführt und 
zugleich die Zuführung auf 
200 Millionen Euro pro Jahr ge-
kürzt. Derzeit umfasst die Rück-
stellung für Beamtenpensionen 
etwa 14 Milliarden Euro. Der 
DBB NRW hat in der Vergan-
genheit bereits mehrfach dar-
auf hingewiesen, dass durch 

das Land die jährlichen Erträge 
von etwa 350 Millionen Euro 
für den Landeshaushalt ent-
nommen werden. Gemeinsam 
mit der Nichtzuführung von 
200 Millionen Euro pro Jahr 
stellt das eine Zuführung 
für den Landeshaushalt von 
550 Millionen Euro pro Jahr dar. 
Weiterhin spart das Land NRW 
durch einen dauerhaften Ver-
zicht der Beamtinnen und 
Beamten sowie Versorgungs-
empfänger auf 1,6 Prozent der 
Besoldung und Versorgung be-
reits in erheblichem Umfang, 

wie auch durch die Absenkung 
der Pensionsbeträge von 
75 Prozent auf 71,75 Prozent.

Bezüglich der derzeit adressier-
ten Forderungen, Lehrkräfte 
müssten nicht verbeamtet sein, 
sieht Staude keinen Handlungs-
bedarf. Eltern könnten unter 
den gegenwärtigen Bedingun-
gen sicher sein, dass auch der 
Staat seiner Verpflichtung 
nachkommt, „das Recht auf Bil-
dung“ von Kindern und Jugend-
lichen stets zu gewährleisten.�
� MM

Forderung nach Abschaffung  
des Berufsbeamtentums

„Wer das Berufsbeamten-
tum infrage stellt, will 
einen anderen Staat“
Der DBB NRW Beamtenbund 
und Tarifunion kritisiert die For-
derung des CDU-Generalsekre-
tärs Carsten Linnemann, das 
Berufsbeamtentum auf hoheit-
liche Kernaufgaben, wie Polizei 
und Finanzverwaltung, zu redu-
zieren, und unterstützt zugleich 
die Aussage von NRW-Finanz-
minister Dr. Marcus Opten-
drenk, dass angesichts einer 
stärker polarisierten Gesell-
schaft der Staat froh sein sollte, 
loyale Mitarbeiter zu haben.

Hierzu der 1. Vorsitzende des 
DBB NRW, Roland Staude: „Die 
Beamtinnen und Beamten in 
Bund, Land und Kommunen 
sind das Rückgrat unseres ge-
sellschaftlichen Zusammenle-
bens und Garant für Freiheit 
und Demokratie. Nicht nur Si-
cherheit, Soziales und Bildung 
wären gefährdet, auch die 
Schaffung wirtschaftlicher 
Grundlagen für unseren Wohl-
stand wäre kaum möglich. 
Wer das Berufsbeamtentum in-
frage stellt, will einen anderen 
Staat.“

Inzwischen dürfte landläufig 
bekannt sein, dass Beamtinnen 

und Beamte, im Rahmen ihrer 
Treuepflicht gegenüber ihrem 
„Dienstherrn“, einem in unserer 
Verfassung verankerten Streik-
verbot unterliegen. Für die Ge-
sellschaft ist das auch gut so. 
Unvorstellbar, was es für ein 
Chaos im Land geben würde, 
wenn zum Beispiel Feuerwehr-
leute, Lehrpersonal und Ord-
nungskräfte streiken würden. 
Roland Staude: „Als viele ‚Bah-
nerinnen‘ und ‚Bahner‘ noch 
verbeamtet waren, haben die 
Leute zwar auch schon über die 
Bahn gemeckert, statistisch 
fuhren die Züge aber pünkt
licher und zuverlässiger als 
heute.“

Zu Linnemanns konkreter For-
derung, Lehrkräfte müssten 
nicht verbeamtet sein, emp-
fiehlt Staude, mit Blick auf die 
anstehende Tarifrunde der Lan-
desbeschäftigten im kommen-
den Winter, dem CDU-General-
sekretär ein ernstes Gespräch 
mit voll berufstätigen Eltern zu 
führen, die dann für die streik-
bedingte Betreuung ihrer schul-
pflichtigen Kinder Urlaub neh-
men müssten: „So oder so kann 
sich Carsten Linnemann dann 

warm anziehen und die öffent
liche Meinung sieht plötzlich 
wieder ganz anders aus“, so Ro-
land Staude. Die Eltern könnten 
jetzt jedoch sicher sein, dass 
auch der Staat seiner Verpflich-
tung nachkommt, „das Recht 
auf Bildung“ von Kindern und 
Jugendlichen stets zu gewähr-
leisten.

Die Einbeziehung der Beamten-
schaft in die sozialen Siche-
rungssysteme würde zu einem 
Kollaps der Haushalte von Land 
und Kommunen führen, einer-
seits durch den vom „Dienst-
herrn“ zu erbringenden Arbeit-
geberanteil und, angesichts der 
bereits jetzt schon strittigen 
Verfassungsmäßigkeit der Be-
amtenbesoldung, zugleich auch 
für den entsprechenden Aus-
gleich, welcher für den von Be-
amtinnen und Beamten zu zah-
lenden Arbeitnehmeranteil 

erforderlich wird. Wohl auch 
aus diesem Grund hat sich die 
schwarz-grüne Regierungs
koalition bereits in ihrem „Zu-
kunftsvertrag für Nordrhein-
Westfalen“ (Koalitionsvertrag) 
eindeutig für den Erhalt des Be-
rufsbeamtentums positioniert.

Für Staude kommt die ganze 
Diskussion zur Unzeit: „Unter 
anderen Umständen wären wir 
Carsten Linnemann sogar dank-
bar dafür gewesen, die Diskus
sion über Bedeutung, Umfang 
und Notwendigkeit des Berufs-
beamtentums für einen funkti-
onsfähigen Staat in die öffentli-
che Wahrnehmung getragen zu 
haben, angesichts der gegen-
wärtig zu überstehenden Mul
tikrisen führt eine solche Dis-
kussion nur zur Spaltung der 
Gesellschaft, und das möchte 
keiner“, so der 1. Vorsitzende 
des DBB NRW. � MM

CDU-Generalsekretär Carsten Linnemann bei Markus Lanz
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Beamtenkredite für Beamte auf Lebenszeit, Beamte auf Probe und Tarifbeschäftigte im Öffentlichen Dienst

www.kredite-fuer-beamte.de
oder fordern Sie Ihr persönliches Angebot telefonisch an unter 08 00-5 00 98 80
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Einkommensrunde im Visier

Dienst für Land und Gesellschaft muss attraktiver werden
Vor den Tarifverhandlungen mit 
den Ländern zum Beginn des 
neuen Jahres diskutierte der 
Deutsche Beamtenbund und 
Tarifunion (dbb) mit Mitglie-
dern und Vertretern der Fach
gewerkschaften über mögliche 
Forderungen. Der Auftakt der 
Diskussionsreihe war in Köln.

Andreas Hemsing, 2. Vorsitzen-
der und Fachvorstand Tarifpoli-
tik des dbb, fasste am 2. Sep-
tember die Diskussion in Köln 
zusammen: „Die Kolleginnen 
und Kollegen sehen deutlichen 
Handlungsbedarf, was ihre Be-
zahlung angeht. Die Länder 
müssen auf dem Arbeitsmarkt 
wieder konkurrenzfähiger wer-
den. Gleichzeitig hat sich aus 
Sicht der Beschäftigten über 
die Jahre ein enormer Hand-
lungsstau bei vielen Einzelthe-
men aufgebaut.“ Hier wirken 
sich auch die ausgebliebenen 
Verhandlungen zur Tarifpflege 
aus, zu denen die Tarifgemein-
schaft deutscher Länder nicht 
bereit war.

Hemsing weiter: „Wir sehen, 
dass Entlastung und Arbeits-
zeitsouveränität große The-
men sind. In der Einkommens-
runde 2025 mit Bund und 
Kommunen sind wir hier erste 
Schritte in die richtige Rich-
tung gegangen. Die Landesbe-
schäftigten haben die klare Er-
wartung, dass die Länder hier 
mehr tun und sich als moderne 
Arbeitgeber präsentieren.“

Roland Staude, der 1. Vorsit-
zende des DBB NRW Beamten-
bund und Tarifunion (DBB 
NRW), brachte die spezifische 
Perspektive der Landesbeam-
tinnen und -beamten in Nord-
rhein-Westfalen in die Dis
kussion ein: „Wie bei jeder 
Einkommensrunde ist für den 
dbb klar, dass die Tarifergeb-
nisse auch zeit- und wirkungs-
gleich auf die Beamtinnen und 
Beamten sowie die Versor-
gungsempfängerinnen und 
-empfänger in den Ländern 
und Kommunen übertragen 
werden müssen.“

Zu Äußerungen von NRW-Ar-
beitsminister Laumann über 
die Gleichstellung von Pensio-
nen mit Renten stellte Staude 
fest: „Die Forderung des NRW-
Arbeitsministers zeugt von we-
nig Kenntnis von Besoldung 
und Versorgung. Auch in der 
Landesregierung dürfte inzwi-
schen einschlägig bekannt sein, 

dass jede Kürzung im Bereich 
der Pensionen laut Bundesver-
fassungsgericht automatisch 
zu einer Erhöhung der Besol-
dung während der aktiven Pha-
se führt. Minister Laumann 
mag das Arbeitsrecht beherr-
schen, aber im Beamtenbereich 
hat er noch große Defizite.“�
� MM

Teilnehmer der Regionalkonferenz in Köln

Roland Staude,  
1. Vorsitzender des DBB 
NRW, gibt einen gewerk
schaftspolitischem  
Bericht ab.
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Jahresgespräch

Im Austausch mit 
Arbeitgebervertretern
Beim kürzlich stattgefundenen 
Treffen der Vorsitzenden der 
Landestarifkommission des 
DBB NRW (LTK), Sandra van 
Heemskerk, mit der bevoll-
mächtigten Vorsitzenden des 
Arbeitgeberverbandes des Lan-
des Nordrhein-Westfalen e. V. 
(AdL NRW), Kerstin Kersten, so-
wie dem Geschäftsführer der 
AdL NRW, Daniel Grundmann, 
standen wichtige arbeits-
marktpolitische Themen im 
Mittelpunkt. 

Mit diesem mindestens einmal 
im Jahr stattfindenden Aus-

tausch setzen beide Seiten ihre 
Zusammenarbeit fort. In den 
Gesprächen wurden zentrale 
Herausforderungen für den öf-
fentlichen Dienst diskutiert. Im 
Fokus standen die anstehende 
Einkommensrunde der Länder, 
die drängenden Probleme des 
Fachkräftemangels sowie Stra-
tegien zur Personalgewinnung 
und Personalbindung. Beide 
Seiten betonten die Notwen-
digkeit, den öffentlichen Dienst 
als attraktiven Arbeitgeber zu 
stärken und konkrete Lösungs-
ansätze für die Personalheraus-
forderungen zu entwickeln. Der 

konstruktive Dialog 
zwischen Arbeitge-
ber- und Arbeitneh-
merseite ist gerade 
in Zeiten steigender 
Anforderungen an 
den öffentlichen 
Dienst von beson-
derer Bedeutung. 

Vielen Dank allen Teilnehmen-
den für den produktiven Aus-
tausch und die wertvolle Zu-
sammenarbeit! 

Der Arbeitgeberverband des 
Landes Nordrhein-Westfalen 

(AdL NRW) ist eine Vereinigung 
von Arbeitgebern und gemäß 
§ 2 Abs. 1 des Tarifvertragsge-
setzes Tarifvertragspartei. Er ist 
Mitglied der Tarifgemeinschaft 
deutscher Länder (TdL).�
� MM

Sandra van Heemskerk (Vorsitzende LTK), Kers-
tin Kersten (Vorsitzende AdL NRW) und Daniel 
Grundmann (Geschäftsführer AdL NRW)

Landtagspräsident André Kuper, MdL
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Wahlaufruf des Landtagspräsidenten zur Kommunalwahl

„Wählen gehen und gemeinsam die Demokratie stärken “
Auf Initiative von André Kuper, 
Präsident des Landtags, ruft ein 
großes Bündnis zur Teilnahme 
an den Kommunalwahlen auf. 
Den Wahlaufruf unterstützen 
zahlreiche gesellschaftliche 
Gruppen und Institutionen, un-
ter anderem die kommunalen 
Spitzenverbände, die Kirchen 
und weitere Religionsgemein-
schaften, die Handels- und 
Handwerkskammern, der 
Deutsche Gewerkschaftsbund 
der Landesjugendring und 
auch Ministerpräsident Hen
drik Wüst.

André Kuper, Präsident des 
Landtags, dankt den vielen 
Gruppen und Institutionen, die 
sich dem Wahlaufruf ange-
schlossen haben. „Ein breites 
Bündnis setzt ein gemeinsa-
mes Zeichen, dass unsere De-
mokratie stark ist – gerade vor 
Ort, in den Städten, Gemein-
den und Kreisen. Am 14. Sep-
tember entscheiden wir alle 
mit, wer bei uns vor der Haus-
türe Verantwortung trägt. Die 
Kommunalwahl ist ein guter 
Anlass, wieder miteinander ins 
Gespräch zu kommen. Freuen 

wir uns auf den Gang ins 
Wahllokal, denn Wählen ist 
nicht nur ein Recht, es ist für 
Demokratinnen und Demokra-
ten eine Verpflichtung mit gro-
ßer Verantwortung. Setzen wir 
am 14. September gemeinsam 
ein Zeichen, dass wir unsere 
Freiheit und unser Zusammen-
leben nicht den Feinden der 
Demokratie überlassen.“

Der Wahlaufruf im Wortlaut:

Kommunalwahl

Liebe Mitbürgerinnen und 
Mitbürger!

Am 14. September sind 
Kommunalwahlen in Nord-
rhein-Westfalen.

Wir alle bestimmen über 
die Zukunft unserer Ge-
meinden, Städte und Kreise 
mit. Es geht um unser Zu-
sammenleben vor Ort, um 
unsere Heimat, die uns am 
Herzen liegt.

Je nach Wohnort entschei-
den Sie mit, wer zukünftig 
in den Bezirksvertretungen, 
in den Stadt- und Gemein-
deräten, in den Integrati-
onsräten, in den Kreistagen 

und in der Verbandsver-
sammlung des Regionalver-
bands Ruhr Verantwortung 
trägt.

Ebenso wählen Sie die 
(Ober-)Bürgermeisterinnen 
und (Ober-)Bürgermeister 
sowie in den kreisangehöri-
gen Gemeinden die Land
rätinnen und Landräte.

Bei der Wahl geht es um 
konkrete Themen und Fra-
gen, die Ihren Alltag an vie-
len Stellen unmittelbar be-
treffen – zum Beispiel um 
die Verkehrsplanung, die 
städtischen Kindertages-
stätten und Schulen, die 
wirtschaftliche Stärke unse-
rer Innenstädte oder die so-
zialen und kulturellen Ange-
bote vor Ort. Überlassen Sie 
diese Chance zur Mitbestim-
mung nicht allein anderen!

Freuen wir uns auf den 
Gang ins Wahllokal am 
14. September oder die 
Briefwahl zu Hause. Spre-
chen wir miteinander über 
die Zukunft unseres Kreises, 
unserer Stadt oder Gemein-
de – in Familien, Vereinen 

und auf Marktplätzen. Das 
ist gelebte Demokratie – die 
sich viele Menschen auf der 
Welt wünschen und die 
auch bei uns zunehmend 
bedroht wird.

Zu den Kommunalwahlen 
wird einmal mehr deutlich: 
Eine starke Demokratie lebt 
vom Mitentscheiden! Sie 
lebt von Ihrer Bereitschaft, 
Ihre Stimme abzugeben. 
Machen Sie von Ihrem 
Wahlrecht Gebrauch!

Ihr André Kuper
Präsident des Landtags von 

Nordrhein-Westfalen
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SV Düsseldorf

Wahlforum der OB-Kandidaten
Kommunalwahlen sind das 
Herzstück unserer Demokratie. 
Nirgendwo sonst treffen Politik 
und Alltag so unmittelbar auf-
einander, wie in den knapp 
400 Städten und Gemeinden 
in Nordrhein-Westfalen. Denn 
bei diesen Wahlen geht es um 
all die Fragen, die das Leben 
der Menschen unmittelbar 
betreffen. Wird das dringend 
benötigte neue Gymnasium 
gebaut? Muss das örtliche Frei-
bad schließen? Oder braucht 
die Kommune eine neue Stra-
ßenbahnlinie? Das sind nur 
drei Beispiele, die deutlich 
machen, wie wichtig diese 
Wahlen sind – und welche be-
sondere Chance sie allen Bür-
gerinnen und Bürgern bieten, 
mit der eigenen Stimme auf 
konkrete Inhalte sowie kom-
munale Entscheidungsorgane 
Einfluss zu nehmen.

Wenige Tage vor der Kommu-
nalwahl führte der Stadtver-
band Düsseldorf des DBB im 
Stadtteilzentrum Bilk der Lan-
deshauptstadt Düsseldorf 
ein Wahlforum der OB-Kandi-
daten zur Kommunalwahl am 

14. September 2025 durch. Ge-
meinsam mit dem derzeitigen 
Oberbürgermeister Dr. Stephan 
Keller (CDU) und seinen Her-
ausforderern Fabian Zachel 
(SPD), Bürgermeisterin Clara 
Gerlach (Bündnis 90/Die Grü-
nen) sowie Ulf Montanus (FDP) 
diskutierten die rund 50 Anwe-
senden über die wichtigsten 
Themen der Stadt, wie zum 
Beispiel die Wohnsituation, die 
Verkehrs- und Schulpolitik so-
wie Gewalt gegen Beschäftigte 
im öffentlichen Dienst.

Allein in der Landeshauptstadt 
sind am 14. September 2025 
insgesamt 470 366 Wahlbe-
rechtigte aufgerufen, den 
Stadtrat, die Bezirksvertretun-
gen sowie die Oberbürgermeis-
terin oder den Oberbürgermeis-
ter zu wählen. Parallel dazu 
können 209 273 Wahlberech-
tigte ihre Vertreterinnen und 
Vertreter für den Integrations-
rat wählen. Für die Kommunal-
wahl stehen in der Landes-
hauptstadt insgesamt 305 
Wahlräume zur Verfügung, da-
von 288 in städtischen Schulen 
und 17 in weiteren öffentlichen 

Gebäuden. Bereits 238 der 
Wahlräume – rund 78 Prozent – 
sind rollstuhlgerecht zugäng-
lich. Für die Integrationsrats-
wahl werden 45 Wahlräume 
eingerichtet, davon 42 in Schu-
len und drei in weiteren Gebäu-
den; 28 davon sind für Roll-
stuhlfahrende geeignet.

Bei den Kommunalwahlen in 
Nordrhein-Westfalen dürfen 
Jugendliche ab 16 Jahren wäh-
len. Viele junge Menschen 
engagieren sich aber darüber 
hinaus in ihrer Stadt, im Ju-
gendparlament oder in ande-
ren Gremien. �
� MM

Kommunalwahl

Hans-Joachim Klein vom Stadtverband Düsseldorf (links) leitete die angeregte 
Diskussion der OB-Kandidaten im Stadtteilzentrum Bilk.

Wettkampffoto zur OB-Wahl: Ulf Montanus (FDP), Hans-Joachim Klein (DBB 
Düsseldorf), Clara Gerlach (B90/Grüne), OB Dr. Stephan Keller (CDU), Fabian 
Zachel (SPD) (von links)
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Finanzgeschichte

Aktion „Licht“ in der DDR

Staatlicher Raubzug auf 
Privateigentum
Im Schatten des „Mauerbaus“ 
vom 13. August 1961 sah die 
kommunistische Partei- und 
Staatsführung der stets klam-
men DDR im Januar 1962 die 
Zeit für gekommen, um einen 
einzigartigen Raubzug auf 
deutschem Boden zu starten. 
Mit der Aktion „Licht“ ließ das 
Ministerium für Staatssicher-
heit (MfS/Stasi) in nahezu al-
len Banken der DDR heimlich 
Safes und Schließfächer öff-
nen.

Die Aktion war so geheim, dass 
selbst die Einsatzbefehle an-
schließend wieder eingesam-
melt werden mussten. An 
etwa 3 000 bis 4 000 Einsatzor-
ten in der gesamten DDR wur-
den Panzerschränke, Wertpa-
pierdepots oder Schließfächer 
geöffnet, die lange Zeit nicht 
mehr eingesehen worden wa-
ren, zu denen es keinen Eigen-
tumsnachweis gab oder deren 
Eigentumsbezüge die Stasi 
nicht interessierten. Mit deut-

Ostmark aus Staatsbanktresor 1990
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scher Gründlichkeit wurden 
zwischen Rügen und dem Erz-
gebirge 105 130 Schließfächer 
geöffnet und durchsucht. Ziel 
war laut einem vertraulichen 
Schreiben des Ministers für 
Staatssicherheit, Erich Mielke, 
vom 20. Dezember 1961, die 
Ermittlung und Sicherstellung 
„bisher nicht ordnungsgemäß 
erfasster Wertgegenstände, 
die gesellschaftliches Eigen-
tum“ seien, vorgeblich um 
„Schieber- und Spekulanten-
tum zu unterbinden“. Individu-
elle Eigentumsrechte blendete 
die Stasi aus.

Um die Details zu planen, lud 
Mielke die Leiter der Stasi-
Bezirksverwaltungen für den 
3. Januar 1962 zu einer Dienst-
besprechung ein, der Start der 
Aktion „Licht“ sollte drei Tage 
später erfolgen, die Auswer-
tung sollte „bis zum 9. Januar 
1962, 12 Uhr, an die zentrale 
Einsatzgruppe“ übermittelt 
werden.

Sich der staatlichen Unrechts-
handlungen bewusst, hatte 
die SED das Ministerium für 
Staatssicherheit mit der Pla-
nung und Durchführung der 
Aktion „Licht“ beauftragt, die 
in zwei Etappen durchgeführt 

wurde. Der frühere und erst 
nach dem Untergang der DDR 
verurteilte Polizistenmörder 
Erich Mielke, zu dieser Zeit Mi-
nister und Stasi-Chef, nahm 
sich der Sache persönlich an 
und erteilte „schriftliche und 
mündliche“ Weisungen zur 
„Vorbereitung und Durchfüh-
rung der politisch-operativen 
Maßnahmen in der Aktion 
Licht“. Alle Maßnahmen seien 
mit „operativer Umsicht und 
Klugheit, bei ständiger Einhal-
tung der Konspiration, durch-
zuführen“, ordnete Mielke an, 
auch in Objekten der Deut-
schen Post, Deutschen Reichs-
bahn, in Warenhäusern und 
„ehemaligen kapitalistischen 
Konzern- und Großbetrieben“.

Die Aktionen in den Banken 
und Sparkassen wurden „kons-
pirativ“ mithilfe von Informel-
len Mitarbeitern (IM) vorberei-
tet, ohne Wissen des Personals, 
zum Teil wurde noch nicht ein-
mal die Leitung im Vorfeld ver-
ständigt. Auch die SED-Kreislei-
ter wurden erst unmittelbar vor 
Beginn der Aktion unterrichtet. 
Eventuell vorhandene Alarman-
lagen wurden im Vorfeld mit-
hilfe eingesetzter IM in den 
Banken geortet und außer Be-
trieb gesetzt. Ausgespäht wer-

den sollten darüber hinaus 
auch Privathäuser, in die offen-
sichtlich ebenfalls konspirative 
Einbrüche geplant waren, um 
auch dort in vergessenen Safes 
nach weiterem „Gesellschafts-
eigentum“ zu suchen.

Bei den im Rahmen dieser Ak-
tion „Licht“ konfiszierten Wert-
gegenständen handelte es sich 
überwiegend um Schmuck, Sil-
berbesteck, Uhren, Gemälde, 
Grafiken, Drucke, Porzellan, 
Briefmarkensammlungen, 
kostbare Handschriften (zum 
Beispiel von Fontane, Hoff-
mann v. Fallersleben, Gerhard 
Hauptmann, Goethe, Darwin, 
Gustav Freytag und anderen), 
aber auch um Aktien, Lebens-
versicherungen und Sparbü-
cher.

Den Gesamtwert der „sicher-
gestellten“ Wertgegenstände 
taxierte die Stasi auf damals 
4,1 Millionen DM. Diese Sum-
me wurde in einer „streng ge-
heimen“ Auflistung aus dem 
Ministerium für Staatssicher-
heit vom 11. Juli 1962 bilan-
ziert. Auf den Folgeseiten wird 
zur Eile bei der Verwertung der 
Gegenstände gemahnt, „da bei 
einigen der sichergestellten 
Gegenstände die Gefahr der 

Wertminderung oder des Ver-
derbs besteht“. Hinzu kamen 
Urkunden und Wertpapiere 
(Forderungen, Anteilsscheine, 
Schuldverschreibungen und 
Aktien und so weiter). Ein de-
taillierter Bericht der Stasi-Be-
zirksverwaltung Magdeburg 
listet, neben den im Bezirk 
Magdeburg „sichergestellten“ 
Wertgegenständen, am Bei-
spiel der früheren Reichsbank-
filiale Magdeburg konkret ein 
Volumen von 25 Kubikmetern 
Wertpapiere und Dokumente 
auf, die auf einen nominellen 
Nennwert von über 130 Millio-
nen Reichsmark kamen.

Ziel von SED und Stasi war es, 
die Wertgegenstände zügig zu 
Geld zu machen, sei es durch 
Zuführung zum Edelmetall-
fonds der Republik oder im 
Export. Erbeuteter Schmuck 
sollte gegebenenfalls „durch 
modisch bedingte Umarbei-
tung“ extra exportfähiger ge-
macht, die Herkunft dadurch 
zugleich verschleiert werden. 
Die Tatsache, dass es sich bei 
der Beute auch um rechtmäßig 
erworbenen Besitz und Eigen-
tum von Opfern des National-
sozialismus und des Holo-
causts handeln könnte, 
berührte die Verantwortlichen 

Aufgelassene Wertpapiere aus früheren Reichsbanktresoren gingen 1990 in Bundeseigentum über und wurden teilweise über den Sammlermarkt verwertet.
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aus SED, Staat und Staatssi-
cherheit kaum. Wiederholt fin-
det sich der allgemein gehal
tene Hinweis, dass es sich um 
den Besitz „längst verstorbe-
ner beziehungsweise durch 
Kriegsereignisse verschollener 
Personen“ handele; auch auf 
eine „faschistische“ oder „ka
pitalistische“ Herkunft von 
Wertgegenständen wurde als 
Rechtfertigung verwiesen. Erb-
rechtsfragen widmete die 
Staatssicherheit keine Auf-
merksamkeit.

Ebenso wurde Material aus der 
Nachkriegszeit konfisziert, dar-
unter auch „Gegenstände“ und 
„Sparbücher republikflüchtiger 
Personen“ oder Devisen und 
Edelmetalle von ordnungsge-
mäßen Schließfachinhabern, 
nach „versehentlichem Öff-
nen“. Auch das „versehentliche 
Öffnen“ von Schließfächern 
„von Personen, die die Fächer 
ordnungsgemäß gemietet ha-
ben“, wurde protokolliert. Den 
Betroffenen sollte vorgegau-
kelt werden, „dass im Zuge von 
Renovierungen und Neuaus-
bau sowie Verschrottung ver-
schiedener alter Schränke ver-
sehentlich ihre Fächer mit 
aufgemacht wurden“. Selbst-
verständlich wurde der Inhalt 

sogleich unter anderem auf 
seine devisenrechtliche Zuläs-
sigkeit geprüft, selbst die 
40 DM aus dem Schließfach 
einer Magdeburgerin wurden 
wegen Verstoßes gegen die 
DDR-Devisenbestimmungen 
dabei konfisziert.

Neben den DDR-Finanzinsti
tuten wurden auch Safes aus 
der Zeit vor 1945 in Betrieben 
durchsucht. Das gleiche Schick-
sal widerfuhr Schlössern oder 
Museen, die ebenfalls nach Ge-
heimverstecken ausgekund-
schaftet wurden. Aber auch 
alte Bergwerke wurden syste-
matisch nach Geheimgängen 
mit Depots von im Krieg ver-
steckten Wertgegenständen 
durchstöbert.

Die beteiligten MfS-Bezirksver-
waltungen listeten nach den 
Durchsuchungen alle beschlag-
nahmten Gegenstände auf und 
erstatteten Erich Mielkes Ar-
beitsstab Bericht. Im Oktober 
1962 wurde die Beute des 
staatlichen Raubzugs dem DDR-
Finanzministerium übergeben. 
Die 100-seitige Auflistung, die 
am 13. Oktober 1962 an die Tre-
sorverwaltung des Ministeri-
ums für Finanzen ging, erfasst 
allerdings nur materielle Wert-
gegenstände im Gesamtwert 
von rund 2,37 Millionen DM, die 
man sogleich dem Kunst- und 
Antiquitätenhandel zuführte. 
Wie diese Differenz zustande 
kam, ist heute unklar.

Für aus der NS-Zeit stammen-
de Wertgegenstände wurde ein 
besonderer Markt ausgemacht: 
die Bundesrepublik. So wurde 
für Briefmarken, die dem MfS 
als „am meisten verderbege-
fährdet“ galten, „der Verkauf in 
Westdeutschland oder West-
berlin“ empfohlen, „da die 
Werte hauptsächlich aus der 
Zeit des Faschismus stammen, 
für die nach Meinung von Fach-
leuten hohe Westmarkbeträge 
zu erzielen sind“. Nach DDR-
Recht war ein solcher Handel 
mit NS-Devotionalien strafbar.

Für ungenutzte Safes wurde 
vorgeschlagen, sie einzu-

schmelzen, um den verwende-
ten Stahl und hochwertige 
Metalle, wie Kupfer, Messing, 
Weißblech „der Volkswirtschaft 
nutzbar zu machen“. Alle an 
diesem staatlich angeordneten 
Raubzug beteiligten Finanz
beamten mussten eine Still-
schweigens-Erklärung 
unterzeichnen, ebenfalls 
Kunstsachverständige, Philate-
listen und Juweliere, die an-
schließend zur Taxierung der 
Wertgegenstände eingesetzt 
wurden.

Stasi-Chef Mielke selbst bilan-
zierte die Aktion schon in Zwi-
schenberichten hochzufrieden, 
sie habe den „erwarteten Er-
folg“ gebracht. „Sowohl poli-
tisch operativ auswertbare 
Dokumente als auch eine Viel-
zahl von Wertgegenständen“ 
seien sichergestellt worden.

Dass man sich der Rechtswid-
rigkeit dieses Raubzuges be-
wusst war, belegen die Akten 
ebenfalls: Neun Jahre später, 
1971, zeigte sich die Stasi 
selbstkritisch in Bezug auf die 
Aktion. Nachdem rechtmäßige 
Erben Anspruch auf den nicht 
mehr verfügbaren Inhalt eines 
Schließfaches bei der früheren 
Mecklenburgischen Landes-
bank in Schwerin anmeldeten, 
nun die örtliche Bezirksfiliale 
der Staatsbank der DDR, droh-
te die Aktion aufzufliegen. Ein 
Hauptmann der MfS-Hauptab-
teilung XVIII (Volkswirtschaft) 

rügte am 23. Februar 1971 ein 
relativ ungeordnetes Vorgehen 
bei der Aktion, welches das 
MfS in Misskredit bringen 
könnte: „Der Ursprung der ein-
zelnen im Rahmen der Aktion 
eingelieferten Gegenstände 
ist nicht nachvollziehbar und 
bekannt. Selbst in Fällen, wo 
frühere Eigentümer bei Einlie-
ferung der Masse bekannt 
waren, ist durch die Zusam-
menfassung der einzelnen 
Gegenstände nach Verwen-
dungszweck und Verwertungs-
möglichkeit … dieser Nachweis 
nicht mehr zu führen.“ Auch 
der Nachweis „unter Umstän-
den versehentlich eingezo
gener ausländischer Vermö-
genswerte“ sei deshalb 
unmöglich.

Der MfS-Hauptmann zeigte 
sich daher besorgt, dass das 
MfS „als durchführendes Or-
gan“ aufgrund des Übergabe-
protokolls an das DDR-Finanz-
ministerium vom 13. Oktober 
1962 „nicht rechtlich entlas-
tet“ sei. Daher sei eine zusätz-
liche Spurenverwischung not-
wendig: „Durch zuverlässige 
Kräfte in allen Finanzinstitutio-
nen der DDR wird zurzeit über-
prüft, ob dort noch Unterlagen 
über die Aktion ‚Licht‘ vorlie-
gen“, notiert Hauptmann Wil-
berg. Für die kalte Enteignung 
von 1962 sollte es keine Bewei-
se mehr geben.

� MM mit Bundesarchiv

Dokument der Plünderung: Übernahmeprotokoll des DDR-Finanzministeriums
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Friedrich Merz in NRW

Bundeskanzler auf Antrittsbesuch
Ministerpräsident Hendrik 
Wüst hat Bundeskanzler 
Friedrich Merz am Montag, 
1. September 2025, zu dessen 
Antrittsbesuch in Nordrhein-
Westfalen empfangen. Im Fokus 
des Besuchs stand eine gemein-
same Kabinettsitzung mit der 
Nordrhein-Westfälischen Lan-
desregierung im Münsteraner 
Rathaus. Dabei haben insbeson-
dere die Themen Energiepolitik, 
der Weg von der Kohle zur KI 
und Nordrhein-Westfalen als 
Standort für die Defence Econo-
my im Vordergrund gestanden. 
Der Besuch von Kanzler Merz ist 
die zweite Teilnahme eines am-
tierenden Bundeskanzlers an 
einer Sitzung des nordrhein-
westfälischen Kabinetts.

Ministerpräsident Hendrik 
Wüst: „Nordrhein-Westfalen 
ist bereit, in Zeiten großer Her-
ausforderungen eine starke 
Rolle anzunehmen. Als Schlüs-
selland im Herzen Europas ver-
einen wir wissenschaftliche Ex-
zellenz mit wirtschaftlicher 
Stärke und gehen konsequent 
den Weg von der Kohle zur KI. 
Als Innovationszentrum und 

dichtester Forschungs- und 
Wissenschaftsraum Europas ist 
Nordrhein-Westfalen attraktiv 
für Unternehmen und Indust-
rie. Gleichzeitig übernehmen 
wir Verantwortung und stärken 
unsere Sicherheitskräfte und 
Infrastruktur, um nach außen 
wie nach innen verteidigungs-
fähig zu sein. Deutschland war 
immer dann stark, wenn Bund 
und Länder gut und eng zu-
sammengearbeitet haben. Der 
Antrittsbesuch von Bundekanz-
ler Friedrich Merz bei uns ist 
ein Zeichen für Verantwortung 
und Respekt. Gemeinsam ge-
hen wir die großen Herausfor-
derungen Deutschlands an.“

Nachdem das Land NRW zu-
letzt rund 3 000 neue Polizistin-
nen und Polizisten einstellte, 
begrüßten im Rathaus zu 
Münster Bundeskanzler Fried-
rich Merz und Ministerpräsi-
dent Hendrik Wüst vertretungs-
weise 30 von ihnen im Dienst 
für unser Land. NRW-Minister-
präsident Wüst würdigte die 
Kräfte als Vertrauenspersonen 
und Stabilitätsanker für Sicher-
heit und Freiheit.� MM

Ministerpräsident Hendrik Wüst begrüßt Bundeskanzler Friedrich Merz in Münster.

Begrüßung neuer Polizisten im Rathaus zu Münster
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